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Eüropä ische Kommission 

Überarbeitetes Arbeitsprogramm der EU-

Kommission für 2020  

Am 27. Mai 2020 präsentierte die EU-Kommission ihr neues Arbeitsprogramm für 2020, welches aufgrund der 
Corona-Krise überarbeitet wurde. Die Maßnahmen, die für den Aufschwung Europas erforderlich sind, sollen 
Vorrang erhalten.  

Das aktualisierte Arbeitsprogramm behält im 
Wesentlichen die bisherigen inhaltlichen Priori-
täten, setzt aber einen noch deutlicheren Fokus 
auf Greening (Green Deal als zentrale Wachs-
tumsstrategie der EU) und Digitalisierung.  

An politischer Aufmerksamkeit gewinnt der EU-
Binnenmarkt, den es gilt wiederherzustellen und 
anschließend zu stärken und mit Blickrichtung 
Digitalisierung zu vertiefen. Initiativen, die aus 
Kommissionssicht wesentlich für eine rasche 
Erholung sind, sollen ohne Verzögerung ange-

nommen werden (etwa Strategie für intelligente 
Mobilität, Renovierungswelle im Gebäudebe-
reich, der Digital Services Act, verbesserte Ju-
gendgarantie, Instrument betreffend ausländi-
sche Subventionen).  

Positiv ist das Bekenntnis der Kommission, dass 
unnötige regulatorische Belastungen Europas 
Wirtschaft gerade jetzt nicht im Weg stehen 
dürfen. Weitere Maßnahmen zum Bürokratieab-
bau sollen gesetzt werden. 

Gerechte Mindestlöhne: Kommission leitet zweite 

Phase der Konsultation der Sozialpartner ein 

Am 3. Juni leitete die Kommission die zweite Phase der Konsultation der europäischen Gewerkschaften und 

Arbeitgeberverbände zu der Frage ein, wie gerechte Mindestlöhne für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer in der Europäischen Union gewährleistet werden können.  

Die Coronavirus-Pandemie hat die EU besonders 

stark getroffen, mit negativen Auswirkungen auf 

die Wirtschaft der Mitgliedstaaten, die Unter-

nehmen sowie die Einkommen der Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer und ihrer Familien. 

Dafür zu sorgen‚ dass alle Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer in der EU einen angemesse-

nen Lebensunterhalt verdienen, ist sowohl für 

die wirtschaftliche Erholung als auch für den 

Aufbau fairer und widerstandsfähiger Volkswirt-

schaften von entscheidender Bedeutung, und 

Mindestlöhne spielen dabei eine wichtige Rolle. 

Sie sind sowohl in Ländern relevant, die sich aus-

schließlich auf tarifvertraglich festgelegte Lohn-

untergrenzen stützen, als auch für Länder mit 

gesetzlichem Mindestlohn. 

 

Auf Grundlage der Antworten der ersten Konsul-

tationsphase, die vom 14. Januar bis zum 

25. Februar 2020 lief und in der bei der Kommis-

sion Antworten von 23 Sozialpartnern auf EU-

Ebene eingingen, kam die Kommission zu dem 

Schluss, dass weitere EU-Maßnahmen erforder-

lich sind. Bereits vor den jüngsten Ereignissen 

war es eine politische Priorität für die EU-

https://ec.europa.eu/info/publications/2020-commission-work-programme-key-documents_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_979
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Kommission gegen die zunehmende Lohnun-
gleichheit und Erwerbstätigenarmut vorzuge-
hen. Der Bedarf an entsprechenden Bemühun-
gen der EU wurde nun nochmals untermauert. 
 
Im Konsultationspapier zur zweiten Phase wer-
den Optionen für EU-Maßnahmen aufgezeigt, 
mit denen sichergestellt werden soll, dass Min-
destlöhne auf einem angemessenen Niveau fest-
gesetzt und alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer geschützt werden. Wie aus den Antwor-
ten der Sozialpartner im Rahmen der ersten 
Phase der Konsultation hervorgeht, kommt Ta-
rifverhandlungen eine entscheidende Rolle zu. 
 
Daher soll mit einer EU-Initiative Folgendes ge-
währleistet werden: 
• gut funktionierende Tarifverhandlungs-    

systeme für die Lohnfestsetzung; 
• nationale Rahmenbedingungen, die es er-

möglichen, gesetzliche Mindestlöhne nach 
klaren und stabilen Kriterien festzulegen 
und regelmäßig zu aktualisieren; 

• die Sozialpartner sind effektiv an der Festle-
gung des gesetzlichen Mindestlohns betei-
ligt‚ um die Angemessenheit des Mindest-
lohns zu unterstützen; 

• Unterschiede bei den Mindestlöhnen und 
Ausnahmen werden beseitigt oder be-
grenzt; 

• nationale Mindestlohnrahmen werden wirk-
sam eingehalten und es gibt Überwachungs-
mechanismen. 

 

Der nächste Schritt dieser zweiten Konsultati-
onsphase sind entweder Verhandlungen zwi-
schen den Sozialpartnern im Hinblick auf den 
Abschluss einer Vereinbarung gemäß Artikel 155 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) oder die Vorlage eines Vor-
schlags durch die Europäische Kommission. 
 

Kommission betont keine zwingende Verein-
heitlichung anzustreben 
 
Die Kommission strebt weder die Festlegung ei-
nes einheitlichen europäischen Mindestlohns 
noch die Harmonisierung der Systeme zur Fest-
setzung der Mindestlöhne an. Jede etwaige 
Maßnahme würde unterschiedlich angewandt, 
je nach den betreffenden Mindestlohnsystemen 
und Traditionen der Mitgliedstaaten, und unter 
uneingeschränkter Achtung der nationalen Zu-
ständigkeiten und der Vertragsfreiheit der Sozi-
alpartner. So könnte es nach EU-Beschäftigungs-
kommissar Nicolas Schmit entweder eine 
„Richtlinie im Bereich der Arbeitsbedingungen“ 
oder eine „Empfehlung des Rates“ geben. In bei-
den Fällen läge die schlussendliche Umsetzung 
in den Händen der nationalen Regierungen.  
 

Mindestlöhne in der EU sind ein wesentliches 

Element der Strategie der EU-Kommission für 

die Erholung der Wirtschaft. Die Höhe des Min-

destlohns unterscheidet sich je nach EU-

Mitgliedstaat deutlich. Auch unter Berücksichti-

gung der unterschiedlichen Lebenserhaltungs-

kosten können diese Unterschiede potenziell 

negative Auswirkungen auf die Wettbewerbs-

gleichheit im Binnenmarkt haben. Nach Ein-

schätzungen der Kommission habe sich darüber 

hinaus in den vergangenen Jahrzehnten gezeigt, 

dass viele Mindestlöhne nicht ausreichend wa-

ren und zu Ungleichheiten, Armut trotz Erwerbs-

tätigkeit und einer Beeinträchtigung der Fähig-

keit der Bürgerinnen und Bürger geführt haben, 

wirtschaftliche Notlagen selbst zu bewältigen. 

Schließlich können EU-Maßnahmen auch dazu 

beitragen, das geschlechtsspezifische Lohngefäl-

le in den EU-Staaten abzubauen. Die Mehrheit 

der Mindestlohnbezieher sind Frauen. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=PI_COM:C(2020)3570
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=PI_COM:C(2020)3570


  

 

4 Newsletter 22/2020    4 

 

Zum Inhaltsverzeichnis  

 

 

 

 

Eüropä ische Kommission 

Mehrjährige Finanzrahmen: Aufbauhilfe für 

Zusammenhalt und die Gebiete Europas 

Am 28. Mai 2020 veröffentlichte die EU-Kommission einen Vorschlag für das neue Förderinstrument 

„Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas“ (REACT-EU). REACT-EU ist Teil der Corona-

bedingten Überarbeitung des laufenden MFR 2014-2020, um die enthaltenen Mittel über die bestehenden 

Strukturen zeitnah ausreichen zu können. Für den Zeitraum 2020 bis 2022 sollen für die Strukturfonds zusätzli-

che Mittel in Höhe von 58 Mrd. € zu jeweiligen Preisen bereitgestellt werden.  

Die länderspezifischen Empfehlungen der Europäischen Kommission sind dieses Jahr maßgeblich durch die 
Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie geprägt und daher auf folgende zwei Ziele ausgerichtet: Die Bewälti-
gung der dringendsten sozioökonomischen Herausforderungen im Zusammenhang mit der Coronavirus-
Pandemie sowie die rasche Wiederankurbelung des Wachstums.  

Europäisches Semester 2020: Länderspezifische 

Empfehlungen der EU-Kommission 

Die Kommission schlägt vor die EU-
Verordnung 1303/2013 zu ändern, um sicherzu-
stellen, dass den Mitgliedstaaten außerordentli-
che zusätzliche Mittel aus den Strukturfonds zur 
Verfügung gestellt werden.  

Um wachsende Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten und eine ungleichmäßige Konjunk-
turbelebung zu verhindern, muss jenen Mit-
gliedstaaten und Regionen, deren Wirtschaft am 
stärksten von der Pandemie getroffen wurde 
und die größere Schwierigkeiten haben, sich von 

der Krise zu erholen, Unterstützung gewährt 
werden. Für die Aufteilung der Mittel unter den 
Mitgliedstaaten sollen daher der krisenbedingte 
Rückgang des Bruttoinlandsproduktes (BIP), die 
Arbeitslosenquote sowie der Anteil der Jugend-
arbeitslosigkeit maßgeblich sein. Die maximale 
Zuweisung ist zudem der Höhe nach an das BIP 
gekoppelt und auf eine Spanne zwischen 0,07 
und 2,60 % des BIP 2019 begrenzt.  

Mehr Infos finden Sie hier. 

Das Europäische Semester bildet den Rahmen für 
die Koordinierung der Wirtschaftspolitik in der EU. 
Es bietet den EU-Ländern die Möglichkeit, ihre 
Wirtschafts- und Haushaltspläne zu erörtern und 
im Jahresverlauf zu bestimmten Terminen ihre 
Fortschritte zu überprüfen.  

Der Schwerpunkt der länderspezifischen Empfeh-
lungen liegt neben den Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit COVID19 auf der Wiederankur-
belung eines nachhaltigen und inklusiven Wachs-
tums, das den Übergang zu einer grünen Wirt-
schaft und den digitalen Wandel erleichtert.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:0451:FIN
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Eüropä ische Kommission 

Die Empfehlungen umfassen die vier Dimensionen 
Stabilität, Fairness, ökologische Nachhaltigkeit, 
Wettbewerbsfähigkeit und legen einen besonde-
ren Fokus auf die Gesundheit. Sie werden von den 
Regierungen der EU-Mitgliedstaaten im Rat erör-
tert, von den EU-Spitzen im Juni genehmigt und 
von den Finanzministern der EU-Mitgliedstaaten 
im Juli verabschiedet.  

Empfehlungen  zum nationalen Reformpro-

gramm Österreichs 2020  

 

Österreich wird empfohlen, zur wirtschaftlichen 
Erholung öffentliche Investitionen vorzuziehen 
und private Investitionen zu fördern, insbesonde-
re in den Bereichen Innovation, Digitalisierung 
und den grünen Wandel. Dies soll die Produktivi-
tät steigern und eine nachhaltige Wettbewerbsfä-
higkeit sicherstellen. Um den Unternehmen ein 
rasches Comeback aus der Coronakrise zu ermög-
lichen, soll Österreich Liquiditäts- und Unterstüt-
zungsmaßnahmen, insbesondere für KMU, rasch 
umsetzen sowie Bürokratie abbauen.  

Auch die Steuerpolitik spiele eine wichtige Rolle, 
um die Haushalte und Unternehmen während der 
Eindämmungsmaßnahmen zu unterstützen:  

„Der österreichische Steuermix ist durch eine hohe 
Belastung des Faktors Arbeit geprägt, während 
das Einnahmenpotenzial der vermögens- und um-
weltbezogenen Steuern weitgehend ungenutzt 
bleibt und die Verbrauchsteuern effizienter gestal-
tet werden könnten. Steuerreformen könnten dazu 
beitragen, den Steuermix auf Quellen zu verlagern, 
die einem inklusiven und nachhaltigen Wachstum 
weniger abträglich sind, und eine solide Grundlage 
für den Aufschwung zu schaffen.“ 

 
 

Der Rat der EU empfiehlt auf Empfehlung der 
Kommission, dass Österreich 2020 und 2021... 

1. im Einklang mit der allgemeinen 
Ausweichklausel alle erforderlichen Maßnahmen 
ergreift, um die Pandemie wirksam zu 
bekämpfen, die Wirtschaft zu stützen und ihre 
anschließende Erholung zu fördern; sobald die 
wirtschaftlichen Bedingungen dies zulassen, 
seine Haushaltspolitik darauf abstellt, 
mittelfristig eine vorsichtige Haushaltslage zu 
erreichen und die Schuldentragfähigkeit zu 
gewährleisten, und gleichzeitig die Investitionen 
erhöht; die Resilienz des Gesundheitssystems 
verbessert, indem es die öffentliche Gesundheit 
und die Grundversorgung stärkt;  

2. gleichberechtigten Zugang zu Bildung und 
vermehrtem digitalen Lernen sicherstellt;  

3. eine wirksame Umsetzung von Liquiditäts- und 
Unterstützungsmaßnahmen, insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen, sicherstellt 
und die Belastung durch Bürokratie und 
Regulierung verringert; durchführungsreife 
öffentliche Investitionsprojekte vorzieht und 
private Investitionen fördert, um die 
wirtschaftliche Erholung zu unterstützen; 
verstärkt in den ökologischen und den digitalen 
Wandel investiert, insbesondere in Innovation, 
nachhaltigen Verkehr sowie saubere und 
effiziente Energieerzeugung und -nutzung;  

4. den Steuermix effizienter und einem inklusiven 
und nachhaltigen Wachstum zuträglicher 
gestaltet. 
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Rät der Eüropä ischen Union 

Die Maßnahmen zur Eindämmung des Aus-

bruchs haben zu einem deutlichen Rückgang der 

Verkehrstätigkeiten, insbesondere im Personen-

verkehr, geführt. Die EU-MinisterInnen waren 

sich daher einig, dass der Verkehr als äußerst 

stark getroffener Sektor finanzielle Unterstüt-

zung benötigen wird. Eine große Anzahl an Mi-

nisterInnen war zudem der Ansicht, dass öffent-

liche Investitionen zur Erholung des Verkehrs-

sektors mit einer Verpflichtung der Industrie zu 

einer sauberen und nachhaltigeren Mobilität 

einhergehen sollen. Eine Reihe von Ministern 

wies darauf hin, dass einige aktuelle Legislativ-

vorschläge wie die Überprüfung der Fahrgast-

rechte und die Eurovignette zur Nachhaltigkeit 

des Verkehrs beitragen werden. Der Abschluss 

der Arbeiten an dem Vorschlag zum Europäi-

schen Jahr der Eisenbahn (vorgesehen für das 

Jahr 2021) würden die Vorteile der Nutzung von 

Zügen für Fahrgäste und Züge weiter sichtbarer 

machen. 

Die VerkehrsministerInnen von 23 Mitglied-

staaten und der Schweiz haben sich zu einer 

„Koalition der Willigen zur Entwicklung des in-

ternationalen Schienenpersonenverkehrs“ zu-

sammengeschlossen, darunter auch Österreich 

und Italien. Im Einklang mit dem europäischen 

Grünen Deal verpflichten sie sich gemeinsam zu 

einer engen Zusammenarbeit um den internati-

onalen Schienenpersonenverkehr attraktiver zu 

machen und gaben im Rahmen der Konferenz 

eine politische Erklärung ab. Eine konkrete For-

derung lautet die Einrichtung einer Plattform zur 

Erleichterung der Zusammenarbeit zwischen 

Mitgliedstaaten und Nicht-EU-Mitgliedstaaten. 

Die Plattform würde eng mit dem Eisenbahnsek-

tor und Passagierorganisationen zusammenar-

beiten. Die Erklärung wurde bereits am Tag zu-

vor der EU-Kommissarin für Verkehr Adina 

Vălean übermittelt.   

Informelle Videokonferenz der EU-

VerkehrsministerInnen 

Am 4. Juni fand die dritte informelle Videokonferenz der EU-VerkehrsministerInnen unter dem kroatischen Ratsvorsitz 

statt. Diskutiert wurden Lösungen für eine nachhaltige und digitale Erholung nach der Pandemie im Verkehrssektor.   

https://www.permanentrepresentations.nl/permanent-representations/pr-eu-brussels/documents/publications/2020/06/04/political-statement-for-coalition-of-the-willing-development-international-rail-passenger-transport
https://www.permanentrepresentations.nl/permanent-representations/pr-eu-brussels/documents/publications/2020/06/04/political-statement-for-coalition-of-the-willing-development-international-rail-passenger-transport
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Sonstiges 

Einrichtung der Europäischen Beobachtungsstelle 

zur Bekämpfung von Desinformation 
Die unabhängige Europäische Beobachtungsstelle für digitale Medien hat am 1. Juni ihre Arbeit aufgenommen. 

Sie erhält 2,5 Mio. Euro aus dem europäischen Förderprogramm „Connecting Europe Facility“. 

Unter der Leitung des Europäischen Hochschulin-
stituts in Florenz (IT) wird die Beobachtungsstelle 
den Aufbau und die Arbeit einer multidisziplinä-
ren Gemeinschaft aus Faktenprüfern, Forschern 
und anderen relevanten Fachleuten aus dem Be-
reich der Online-Desinformation unterstützen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Desinformation wird zunehmend zu einer Bedro-
hung für unsere demokratischen Gesellschaften, 
und wir müssen sie bekämpfen. Dabei werden wir 
die europäischen Werte und Grundrechte, ein-
schließlich der Meinungs- und Informationsfrei-
heit, verteidigen. Die unabhängige Europäische 
Beobachtungsstelle für digitale Medien ist ein 
wichtiges Element unseres Ansatzes - sie fördert 
die Überprüfung von Fakten und verbessert unse-
re Fähigkeit, die Verbreitung von Online-
Desinformation besser zu verstehen“, sagte die 
für Werte und Transparenz zuständige Vizepräsi-
dentin der EU-Kommission, Věra Jourová. 

Das Projekt soll helfen, die für Desinformation 
relevanten Akteure, Werkzeuge, Methoden, Ver-
breitungsdynamik, priorisierten Ziele und Auswir-
kungen auf die Gesellschaft zu verstehen. Es wird 
die wissenschaftlichen Erkenntnisse über Online-
Desinformation erweitern, aber auch die Entwick-
lung eines EU-Marktes für Dienste zur Faktenprü-
fung vorantreiben und die Behörden unterstüt-
zen, die für die Überwachung digitaler Medien 
und die Entwicklung neuer politischer Strategien 
zuständig sind. 
 
Die Einrichtung der Beobachtungsstelle ist Be-
standteil des umfangreichen Aktionsplans gegen 
Desinformation. Mehr Infos dazu finden Sie hier. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_18_6647
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Läüfende Konsültätionen 

Die Europäische Kommission bietet eine Reihe an Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung. Öffentliche Kon-

sultationen ermöglichen es Ihnen, sich während verschiedener Phasen des Beschlussfassungsverfahrens zu 

EU-Strategien zu äußern. Die neuesten der laufenden Konsultationen finden Sie in der folgenden Liste. 

 

   

Gesetz über digitale Dienste 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft 

 2. Juni 2020 - 8. September 2020 

Neues Wettbewerbsinstrument 

 Wettbewerb 

 3. Juni 2020 - 8. September 2020 

Rahmen für Investitionsschutz und -erleichterung 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 26. Mai 2020 - 8. September 2020 

Mehrwertsteuerregelung für Reisebüros (Bewertung) 

 Steuern 

 25. Mai 2020 - 14. September 2020 

Laden von Software auf Funkanlagen 

 Binnenmarkt 

 25. Mai 2020 - 14. September 2020 

Transeuropäische Energieinfrastruktur – Überarbei-

tung der Leitlinien 

 Energie 

 18. Mai 2020 - 13. Juli 2020 

Anpassung an den Klimawandel – EU-Strategie 

 Klimaschutz 

 14. Mai 2020 - 20. August 2020 

Tiefseefischerei im Nordostatlantik – Bewertung der 

EU-Vorschriften 

 Maritime Angelegenheiten und Fischerei 

 13. Mai 2020 - 5. August 2020 

Bewertung der EU-Politik zur Förderung der Land-

wirtschaft 

 Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

 8. Mai 2020 - 11. September 2020 

Geldwäsche & Terrorismusfinanzierung – Aktions-

plan 

 Binnenmarkt 

 7. Mai 2020 - 13. August 2020 

Verbringung von Abfällen – Überprüfung und Bewer-

tung der EU-Vorschriften 

 Umwelt 

 7. Mai 2020 - 30. Juli 2020 

Emissionsarme Fahrzeuge - Verbesserung der Tank- 

/Ladeinfrastruktur der EU 

 Verkehr 

 6. April 2020 - 29. Juni 2020 

Alternative Kraftstoffe und Infrastruktur – Bewertung 

 Verkehr 

 6. April 2020 - 29. Juni 2020 

Klimazielplan 2030 

 Klimaschutz 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen  

 Beschäftigung und Soziales 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Zollabkommen EU-China 

 Zoll, Internationale Zusammenarbeit und 

 Entwicklung 

 24. März 2020 - 16. Juni 2020 

Galileo-Satellitensystem – Nutzung für kritische Infra-

struktur (Telekommunikation, Energie, Finanzen) 

 Binnenmarkt 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

EU-Tierschutzstrategie (2012-15) - Bewertung 

 Lebensmittelsicherheit 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

Bewertung des EU-Rechtsrahmens für die Bestrah-

lung von Lebensmitteln 

 Lebensmittelsicherheit 

 2. März 2020 - 6. Juli 2020 

Nichtfinanzielle Angaben von Großunternehmen 

(Aktualisierung der Rechtsvorschriften) 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 20. Februar 2020 - 11. Juni 2020 

 

https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12417-Digital-Services-Act-deepening-the-Internal-Market-and-clarifying-responsibilities-for-digital-services
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12416-New-competition-tool/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12403-Investment-protection-and-facilitation-framework/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11883-Evaluation-of-the-special-VAT-scheme-for-travel-agents/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2042-Application-of-Article-3-3-i-and-4-of-Directive-2014-53-EU-relating-to-Reconfigurable-Radio-Systems
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12382-Revision-of-the-guidelines-for-trans-European-Energy-infrastructure
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12382-Revision-of-the-guidelines-for-trans-European-Energy-infrastructure
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12381-EU-Strategy-on-Adaptation-to-Climate-Change
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1859-Evaluation-of-the-EU-agricultural-promotion-policy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1859-Evaluation-of-the-EU-agricultural-promotion-policy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12176-Action-Plan-on-anti-money-laundering
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12176-Action-Plan-on-anti-money-laundering
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/7567584-Waste-shipments-revision-of-EU-rules
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/7567584-Waste-shipments-revision-of-EU-rules
https://ec.europa.eu/info/consultations/low-emission-vehicles-improving-eus-refuelling-recharging-infrastructure_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/low-emission-vehicles-improving-eus-refuelling-recharging-infrastructure_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2111-Evaluation-of-the-Alternative-Fuels-Infrastructure-Directive
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12265-2030-Climate-Target-Plan/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11866-European-network-of-employment-services-EURES-evaluation-2016-2020
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1941-EU-China-Customs-Agreement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2140-Evaluation-of-the-EU-Animal-Welfare-Strategy-2012-2015-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation


  

 

9 Newsletter 22/2020    9 

 

Zum Inhaltsverzeichnis  

 

 

 

 

Eüropä ische Kommission  
Die Tagesordnung der wöchentlichen Sitzung der Europäischen Kommission finden Sie hier.  

Eüropä isches Pärläment  
Den Entwurf der Tagesordnung finden Sie hier.  

Den Video-Stream der letzten Plenarsitzung finden Sie hier.  

Rät der Eüropä ischen Union 
Die aktuellen Ratssitzungen finden Sie hier.  

Eüropä ischer Gerichtshof 
Zum Kalender des Europäischen Gerichtshofs für die folgende Woche gelangen Sie hier.  

Aüsschüss der Regionen 
Zum Sitzungskalender des AdR gelangen Sie hier.  

Stellenäüsschreibüngen 
Zu den laufenden Stellenausschreibungen in der EU gelangen Sie hier.  

EU-Bookshop 
Interessante Veröffentlichungen aus der EU finden Sie hier.   
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